
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 

ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 9 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats  

vom Montag, dem  06.10.25 

 19:30 Uhr bis 20:15 Uhr 

im Rathaus in Kürzell   

 

Anwesenheitsliste 

Bürgermeister 

Alexander Schröder  

   
die Gemeinderäte 

Sabine Fischer  

Klaus Fuhrmann entschuldigt 

Andreas Gauch  

Martin Heimburger entschuldigt 

Sven Kirner  

Lisa Kleis  

Thomas Kölli entschuldigt 

Bodo Lange  

Jasmin Lehmann entschuldigt 

Sven Leuthner  

Christian Maurer ab 19:46 Uhr 

Paul Santo entschuldigt 

Gerald Sensenbrenner  

Hugo Wingert entschuldigt 

 

die Ortschaftsräte 

Robert Althauser  

Miriam Fischer  

Sandra Frenk  

Ingrid Rieth-Jäger  
 

die Bezirksbeiräte 

Beatrice Biehler  

Fabian Kern  

Viktoria Ritter-Lüden  

Helmut Schuster  

Silke Wendle  

Jochen Kern  

   
von der Verwaltung 

Matthias Wiedemer  

Patricia Hess  
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Zuhörer 1  

Presse 1  

Bürgermeister A. Schröder eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsge-
mäß erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

1. Frageviertelstunde 

Keine Wortmeldungen 

2.  Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der letzten Sitzung.  

3.  Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 21.07.2025 ge-
fassten Beschlüsse 

Ausschreibung einer Ausbildungsstelle zum/zur Verwaltungsfachangestellten 

Der Gemeinderat stellt … gemäß dem Vorschlag der Verwaltung zum 01.09.2026 eine Ausbil-

dungsstelle zum/zur Verwaltungsfachangestellten bereit.  

Personalsituation Rechnungsamt - Stellenbesetzung 

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung … die Stelle im Rechnungsamt (Anweiswe-

sen/Abrechnungen/Kostenersatz/Rechnungen/Anlagebuchhaltung/etc.) schnellstmöglich er-

neut auszuschreiben. Die Eingruppierung erfolgt in Entgeltgruppe 6 TVöD. Eine höhere Ein-

gruppierung ist je nach Qualifikation und Eignung der Bewerber oder Bewerberin möglich. 

 

4.  Information zu Kostenersatz der FFW für das Unwetter (Starkregenereig-
nis) am 27.07.2025 

Die Freiwillige Feuerwehr war während des Unwetters (Starkregenereignis) am 27.07.2025 in 
mehreren Straßenzügen der Gemeinde Meißenheim im Einsatz: 

• Am Angelweiher 
• Schillerstraße 
• Hirtenstraße 
• Hauptstraße  
• Rheinstraße 
• Hinter der Mühle 
• Friedrichstraße 
• Im Hellersgrund 

Insgesamt sind 29 Einsatzkräfte aus Meißenheim und 8 Einsatzkräfte aus Schwanau mit 5 
Fahrzeugen, 6 Tauchpumpen und 4 Wassersaugern zur Hilfeleistung ausgerückt. 

Gem. § 2 Abs. 1 FwG (Feuerwehrgesetz) hat die Feuerwehr bei (…) öffentlichen Notständen 
Hilfe zu leisten und den Einzelnen und das Gemeinwesen vor hierbei drohenden Gefahren zu 
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schützen (…). Ein öffentlicher Notstand ist ein durch ein Naturereignis (…) verursachtes Er-
eignis, das zu einer gegenwärtigen oder unmittelbar bevorstehenden Gefahr (…) für andere 
wesentliche Rechtsgüter führt, von dem die Allgemeinheit, also eine unbestimmte und nicht 
bestimmbare Anzahl von Personen, unmittelbar betroffen ist und bei dem der Eintritt der Ge-
fahr oder des Schadens nur durch außergewöhnliche Sofortmaßnahmen beseitigt oder ver-
hindert werden kann. 

Bei dem Unwetter am 27.07.2025 handelte es sich um ein Starkregenereignis, welches einen 
öffentlichen Notstand begründet.  

Die Entscheidung, ob ein öffentlicher Notstand vorlag, muss im Nachgang von der Gemeinde 
festgestellt werden. Ein öffentlicher Notstand liegt vor, wenn eine nicht zählbare Anzahl an 
Personen (Allgemeinheit) gefährdet ist. 

Gem. § 34 Abs. 1 Satz 1 FwG sind Einsätze der Gemeindefeuerwehren nach § 2 Abs. 1 FwG un-
entgeltlich, soweit nicht etwas Anderes bestimmt ist. 

Bürgermeister A. Schröder dankt der Feuerwehr für Ihren Einsatz. 

Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass der Einsatz der Feuerwehr Meißen-
heim am 27.07.2025 im Rahmen eines Notstandes (Unwetter/Starkregenereig-
nis) erfolgte und somit kein Kostenersatz gem. § 34 Abs. 1 Satz 1 FwG von den 
Betroffenen zu leisten ist. 

5. Bauanträge 

5.1 Informationen über die im Umlaufverfahren behandelten Bauanträge 

In der Sommerpause der Gremien gingen 3 Bauanträge ein, die im Umlaufverfahren den Gre-

mienmitgliedern zur Kenntnis gegeben wurden. Das Einvernehmen der Gemeinde nach § 36 

BauGB war in allen drei Fällen nicht erforderlich (d.h. keine Entscheidung durch die Gre-

mien).  

01   Antrag auf Baugenehmigung im vereinfachten Verfahren zur Errichtung einer Lager-

halle und   Werkstatt auf dem Flst. Nr. 5074/6 in der Tiergartenstraße in Kürzell 

Die geplanten Gebäude dienen einem Handwerksbetrieb für Heizung und Sanitär.  

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des B-Planes „Gewerbegebiet Tiergarten II“, 1. 

Änderung und ist als eingeschränktes Gewerbegebiet (GEE) ausgewiesen. Im eingeschränk-

ten Gewerbegebiet sind nur Betriebe zulässig, die den im B-Plan festgesetzten immissions-

wirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (IFSP) einhalten.   

02   Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung im vereinfachten Verfahren für den Neu-

bau eines Einfamilienhauses mit Garage auf dem Flst. Nr. 5558, Schlesenweg 2 in Kürzell 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage zur Ge-

nehmigung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem Flurstück 5558, Schlesenweg 
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2 in Kürzell. Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungspla-

nes „Kleinfeldele III“.   

03   Antrag im Kenntnisgabeverfahren zum Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf 

dem Flst. Nr. 5564, Schlesenweg 1 in Kürzell 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Wohnhauses mit Garage zur Genehmigung im  

Kenntnisgabeverfahren nach § 51 Abs. 1 und 2 LBO auf dem Flurstück Nr. 5564, Schlesenweg 

1 in Kürzell.  

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Kleinfeldele III“.   

Der Gemeinderat nimmt die im Umlaufverfahren bekanntgegebenen Bauan-

träge einstimmig erneut zur Kenntnis. 

5.2 Antrag auf Nutzungsänderung eines Einfamillienhauses 

Die Antragsteller beantragen die Nutzungsänderung eines Einfamilienhauses zu einer Ferien-

wohnung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO BW auf dem Grundstück Flst.Nr. 179 in 

der Kürzeller Hauptstraße 64 A in Kürzell. 

Das Grundstück liegt in keinem Bebauungsplan, sondern im unbeplanten Innenbereich und 

wird nach § 34 BauGB beurteilt. Nach Rücksprache mit dem Kreisbaumeister beim Landrats-

amt Ortenaukreis wird das Gebiet als Mischgebiet nach § 6 BauNVO eingeschätzt. Demnach 

sind Ferienwohnungen, entsprechend ihres nach § 13a BauNVO als nicht störende Gewerbe-

betriebe definierten Störgrades, allgemein zulässig. 

In der Planung sind zu einem bereits vorhandenen Stellplatz ein weiterer Stellplatz und ein 

überdachter Fahrradstellplatz für 4 Fahrräder vorgesehen. 

Der Gemeinderat nimmt den Antrag auf Nutzungsänderung einstimmig positiv 

zur Genehmigung an das Landratsamt Ortenaukreis weiterleiten und das Ein-

vernehmen nach § 36 BauGB erteilen. 

6.  Vergabe von Baugrundstücken im Neubaugebiet "Kleinfeldele III" in Kür-
zell - 5. Vergaberunde und Losverfahren 

Vergabe von Baugrundstücken Flst. Nr. 5548, 5549, 5552 und 5553 

Für die 5. Vergaberunde im Neubaugebiet „Kleinfeldele III“ in Kürzell wurden 5 Bauplätze aus-

geschrieben. Die Bewerbungsfrist für Interessenten endete am 15.08.2025.  

Bei der Gemeinde gingen 9 vollständige Bewerbungen ein.  

Die Auswahl der Bewerber und die Zuweisung der Grundstücke erfolgte nach den Vorgaben 

der Vergaberichtlinie unserer Gemeinde.  
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Demnach wurden die Bewerber anhand ihrer erreichten Punktzahl in einer Rangfolge geord-

net. Je mehr Punkte ein Bewerber hat, desto höher ist sein Ranglistenplatz. Entsprechend des 

Ranglistenplatzes wurden die Grundstücke zugewiesen.  

Die Bewerber der entsprechenden Ranglistenplätze wurden über ihre vorläufige Zuweisung 

informiert und hatten bis zum 12.09.2025 Gelegenheit, der Gemeinde mitzuteilen, ob weiter-

hin Interesse am Erwerb des vorläufig zugeteilten Grundstücks besteht. 

Von den 5 angeschriebenen Bewerbern hat 1 Bewerber seinen Wunsch auf eine Zuteilung zu-

rückgenommen. 4 dieser Bewerber haben weiterhin Interesse am Erwerb eines Bauplatzes. 

Erreichte Rangfolge 
des Bewerbers  

Vorläufig zuge-
teiltes Grund-
stück  

Grundstücks-
größe 

Verkaufspreis  

1 5549 471 m² 150.720,00 € 

2 5553 411 m² 119.190,00 € 

3 5552 496 m² 143.840,00 € 

4 5548 525 m² 168.000,00 € 

 

Der Gemeinderat stimmt der Reservierung und dem Verkauf der folgenden 

Baugrundstücke gemäß den Vorgaben der Bauplatzvergaberichtlinie an die 

momentan 4 ranghöchsten Bewerber einstimmig zu. 

• Rang 1: Flst.Nr. 5549 mit 471 m² zum Verkaufspreis von 150.720,00 € 

• Rang 2: Flst.Nr. 5553 mit 411 m² zum Verkaufspreis von 119.190,00 € 

• Rang 3: Flst.Nr. 5552 mit 496 m² zum Verkaufspreis von 143.840,00 € 

• Rang 4: Flst.Nr. 5548 mit 525 m² zum Verkaufspreis von 168.000,00 € 

Gemäß der Vergaberichtlinie wurden außerdem die Bewerber benachrichtigt, die zunächst 
keinen Zuschlag erhalten haben, und automatisch als Nachrücker in einer Liste geführt.  

Auf dem Ranglistenplatz 6 stehen 2 punktgleiche Bewerber. Diese wurden am 15.08.2025 in-
formiert, dass Sie auf Grund einer Absage als Nachrücker die Möglichkeit haben den Bauplatz 
Flst. Nr. 5570 zu erwerben. Beide Bewerber haben Ihr Interesse bestätigt und somit ist in der 
heutigen Sitzung das Los zu ziehen.  

Das Los zieht Ortschaftsrätin Ingried Rieth-Jäger. 

Es wurde das Los 6 gezogen.  

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass nach dem Losentscheid das Los 6 
als Gewinner für den Erwerb des Bauplatzes Flst. Nr. 5570 festgelegt wird. 
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7.  Beauftragung der GT-service Dienstleistungsgesellschaft mbH zur Durch-
führung der Bündelausschreibung Strom für die Jahre 2027 

Die Stromkosten der Gemeinde Meißenheim beliefen sich in 2024 auf rd. 162.000 € incl. Mehr-

wertsteuer und alle fälligen Steuern und Abgaben. Ein Direktauftrag, wie wir ihn bei der Erd-

gaslieferung durchführen, ist bei dieser Vergabesumme nicht möglich. 

In den vergangenen Jahren hat die Gemeinde Meißenheim deshalb die GT-Service Dienstleis-

tungs mbH im Rahmen der Bündelausschreibung mit der Vergabe der Stromlieferung beauf-

tragt. Die Vorteile dieses Vorgehens sind eine rechtssichere Vergabe und die Erzielung günsti-

gerer Preise durch die Bündelung der Lieferleistungen vieler Gemeinden. 

Für die Durchführung der Bündelausschreibungen wurde eine Dauerbeauftragung erteilt. Auf-

grund der extremen Entwicklungen der letzten Jahre auf dem Energiemarkt hat die GT-Ser-

vice Dienstleistungs mbH entschieden, sämtliche Dauerbeauftragungen zu kündigen. In Zu-

kunft muss die Teilnahme an der Bündelausschreibung für jeden Beschaffungszeitraum sepa-

rat beauftragt werden. 

Die bestehenden Stromlieferverträge aus der 22. Bündelausschreibung 2024-2026 laufen zum 

31.12.2026 aus. Für 2027 steht also eine Neuausschreibung an. Bei Teilnahme an der Bündel-

ausschreibung für die Jahre 2027-2029 muss der Auftrag an die GT-Service Dienstleistungs 

mbH bis spätestens 30.11.2025 erteilt werden. 

Die Ausschreibung wird im Laufe des Jahres 2026 durchgeführt. Die neuen Stromlieferanten 

stehen dann voraussichtlich im Oktober 2026 fest. 

Gemeinderat C. Maurer nimmt um 19:46 an der Sitzung teil. 

In der Diskussion wird angesprochen: 

- Es gab bereits in kürzerer Vergangenheit eine Ausschreibung. Aufgrund einer Klausel 

im Vertrag war bei steigenden Stromkosten ein Ausstieg möglich. Nun erfolgt eine 

neue Ausschreibung. Bisher wurde Ökostrom ausgeschrieben. 

- Die Teilnahme an der Bündelausschreibung ist kostenpflichtig. Durch die große Zahl 

der Teilnehmenden Kommunen ist sie jedoch günstiger, als die Ausschreibung in Ei-

genregie durchzuführen. 

- Hinter dem Angebot steht der Gemeindetag als Vertretung der Kommunen, der diese 

Bündelausschreibung organisiert. 

 

Der Gemeinderat beauftragt einstimmig die GT-Service Dienstleistungs mbH 
mit der Durchführung der Bündelausschreibung Strom für die Jahre 2027-2029. 
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8.  Betriebseinstellung Anruf-Sammel-Taxi 

Ergänzend zu den Regional- und Stadtbuslinien verkehrt in Lahr sowie in den Gemeinden Frie-

senheim, Kippenheim, Meißenheim, Schwanau, Seelbach und Schuttertal das Anruf-Sammel-

Taxi (AST). Das Angebot besteht montags bis samstags in den Abendstunden und sonntags 

bereits ab dem Vormittag. Die Fahrten erfolgen nach einem festen Fahrplan und müssen vor-

her bei einem der beiden Taxi-Unternehmen in Lahr telefonisch oder seit letztem Jahr auch 

per App reserviert werden. Einstiegsort ist eine beliebige Bushaltestelle, Ausstiegsort eine frei 

wählbare Adresse innerhalb des AST-Gebietes.  

Für das AST gilt ein eigener, nach Entfernung gestaffelter Tarif. Eine Fahrt ohne Ermäßigung 

kostet 4,70 €/6,60 €/8,50 €. Kinder und Jugendliche von 6-14 Jahren sowie Inhaber einer TGO-

Zeitkarte oder des Deutschland-Tickets zahlen einen um 2 € ermäßigten Fahrpreis von 2,70 

€/4,60 €/6,50 €. Kinder unter 6 Jahren sowie Schwerbehinderte mit Merkzeichen „G“ im Aus-

weis inkl. Begleitpersonen fahren kostenlos.  

Während der AST-Fahrten ist das Taxameter eingeschaltet. Die Differenz zwischen den Fahr-

geldeinnahmen durch den Fahrgast direkt im Taxi und dem Fahrpreis laut Taxameter am Ende 

einer Sammelfahrt wird zunächst ausschließlich der Stadt Lahr wöchentlich in Rechnung ge-

stellt. Halbjährlich rechnet die Stadt Lahr erst mit dem Landratsamt Ortenaukreis ab, welches 

das AST fördert, und im Anschluss mit den fünf beteiligten Gemeinden Friesenheim, Kippen-

heim, Meißenheim, Schwanau, Seelbach und Schuttertal. Die folgende Tabelle zeigt die Ent-

wicklung der vergangenen fünf Jahre. Dabei ist die Corona-Pandemie zu berücksichtigen. 

 

Jahr Gesamtkosten Förderung LRA OK Kommunalanteil Anteil Meißen-
heim 

2024 210.078,85 € 92.567,11 € 117.511,74 € 5.500,64 € 

2023 191.335,00 € 83.810,46 € 107.524,54 € 4.967,64 € 

2022 143.954,49 € 58.649,09 € 85.305,40 € 3.909,47 € 

2021 127.800,72 € 54.349,39 € 73.451,33 € 3.261,24 € 

2020 115.859,00 € 28.242,79 € 87.616,21 € 3.907,68 € 

 

Durch die Einstellung des Anruf-Sammel-Taxi-Angebotes wird der Ergebnishaushalt künftig 

um einen mittleren vierstelligen Betrag entlastet. Zu beachten ist dabei auch, dass ein Verbleib 

im System bei gleichzeitigem Ausstieg weiterer Kommunen zu einer steigenden finanziellen 

Belastung für Meißenheim führen würde – wie bereits der Austritt der Stadt Mahlberg im Jahr 

2022 gezeigt hat. Während der Anteil Meißenheims am kommunalen Anteil im Jahr 2020 noch 

bei 4,45 % lag, stieg er bis 2024 auf 4,6 %. Dabei ist ebenfalls zu berücksichtigen, dass die Stadt 

Lahr mit über 50 % den größten Teil des kommunalen Anteils trägt. 
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Neben einem Blick auf die Kosten sind die Nutzungszahlen in die Entscheidung einzubeziehen. 

Im ersten Halbjahr 2025 konnten 4.103 AST-Buchungen verzeichnet werden. Dabei wurden 

4.709 Fahrgäste befördert. Die folgende Tabelle zeigt die Auswertung nach Fahrtziel. Auf-

grund der Umstellung auf die On-Demand-Mobilitätsplattform bwrider und Anwendungs-

problemen bei den Taxi-Unternehmen konnten nicht alle Buchungen in der Datenbank erfasst 

werden. 

Ziel Buchungen Fahrgäste 

Friesenheim 629 723 

Kippenheim 262 281 

Lahr 1.778 2.039 

Meißenheim 207 238 

Schuttertal 82 108 

Schwanau 459 567 

Seelbach 686 753 

SUMME 4.103 4.709 

 

Für Meißenheim bedeutet das ein Zuschuss in Höhe von 13,29 € pro Fahrt, den die Gemeinde 

Meißenheim mitfinanziert. (5.500,64 € kommunaler Anteil für das Jahr 2024 geteilt durch 414 

Fahrten im Jahr [207 Buchungen im ersten Halbjahr 2025 x 2] ergibt gerundet 13,29 € pro Bu-

chung.) 

Ohne die Förderung des Landratsamtes würde der Zuschuss der Gemeinde Meißenheim je 

Fahrt auf rund 23,30 € ansteigen (Anteil Gemeinde Meißenheim am Kommunalanteil 4,6 % -  

4,6 % von 210.078,85 € = 9.663 € / 414 Fahrten ergibt gerundet 23,33 € pro Buchung). 

Zu beachten ist, dass der Zuschuss bei einem Austritt aller anderen Kommunen – wie bereits 

durch den Austritt der Stadt Mahlberg im Jahr 2022 geschehen – nochmals deutlich steigen 

würde. 

Da die Genehmigung für den AST-Betrieb am 12.12.2026 ausläuft und das Angebot im Falle ei-

ner Fortführung neu ausgeschrieben werden müsste, haben sich die Stadt Lahr und die betei-

ligten Gemeinden mehrfach intensiv ausgetauscht. In den vergangenen Jahren wurde die Not-

wendigkeit des Anruf-Sammel-Taxis von einigen beteiligten Gemeinden immer mal wieder in 

Frage gestellt und über einen Ausstieg diskutiert. Hintergrund ist der enorme kommunale Zu-

schussbedarf trotz Förderung und die zunehmende finanzielle Belastung der Kommunen al-

lein mit ihren Pflichtaufgaben. Anfang Juni fand ein letztmaliger Austausch statt mit dem 

mehrheitlichen Ergebnis, das Angebot vorzeitig zum 31.12.2025 einzustellen, d.h. die eigentli-

che Genehmigungsdauer nicht auszuschöpfen. Daraufhin wurde eine Entbindung von der Be-

triebspflicht beim Landratsamt Ortenaukreis als Genehmigungsbehörde beantragt. Die Ver-

träge mit den beiden Taxi-Unternehmen werden nach Eingang der Genehmigung fristgerecht 

gekündigt.  
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Angesichts der Tatsache, dass alle Kommunen den Ausstieg anstreben und die wirtschaftliche 

Tragfähigkeit des Modells dadurch weiter sinkt, wäre ein isolierter Verbleib im System für Mei-

ßenheim weder finanziell noch organisatorisch sinnvoll. 

Damit die Gemeinde Meißenheim formal aus dem Verbund ausscheiden kann, ist eine Kündi-

gung bei der Stadt Lahr erforderlich. Aufgrund der Komplexität des bestehenden Vertrags-

systems wäre es für die Gemeinde Meißenheim nachteilig, weiterhin in diesem Vertragskon-

strukt zu verbleiben. 

Darüber hinaus besteht Konsens, dass der Ortenaukreis ein Konzept für die bestehenden so-

wie zukünftige Bedarfsverkehre unter Einbindung der Gemeinden erarbeiten muss. Die Stadt 

Lahr und das Mobilitätsnetzwerk Ortenau haben ihre Unterstützung bereits angeboten.  

In der Diskussion wird angesprochen: 

- In der öffentlichen Diskussion gab es einen Leserbrief.  

- Die Informationen zur Einstellung des Anruf-Sammel-Taxi werden im Amtsblatt veröf-

fentlicht. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass das Anruf-Sammel-Taxi-Angebot 

zum 31.12.2025 eingestellt wird. Die Vereinbarung mit der Stadt Lahr wird ge-

kündigt. 

9.  Vergabe des Auftrags zur Vermessung der Abschnitte 3 und 4 des Lärm-
schutzwalls Kürzell 

Das Büro Ortmann hat der Verwaltung eine Information über die Höhe der Gebühr für die 

Grundstücksvermessung des Lärmschutzwalls Kürzell vorgelegt. Bei den Ing. Leistungen han-

delt es sich um Leistungen, die über eine festgelegte Gebühr aufgrund der Gebührenordnung 

des Landes zu entschädigen sind. Die Gebühr für die Abschnitte 3 + 4 beträgt insgesamt 

32.186,70 €. 

Im Haushalt 25 sind für den Lärmschutzwall Kürzell 20.000 € vorgesehen. 
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Der Gemeinderat beauftragt einstimmig die Verwaltung, den Auftrag für die 
Liegenschaftsvermessung der Abschnitte 3 und 4 des Lärmschutzwalls Kürzell 
zu den genannten Konditionen an das Vermessungsbüro Ortmann zu erteilen 
und genehmigt die überplanmäßige Ausgabe. 
 

10.  Verschiedenes 

a) Eine Abordnung der Feuerwehr sowie Ortsvorsteher Hugo Wingert und weitere Teil-
nehmende aus Kürzell waren im Zuge der Partnerschaft Kürzell-Schlesen in Schlesen. 
Die geplante Einweihung des neuen Feuerwehrfahrzeugs der Gemeinde Schlesen 
konnte aufgrund von Lieferengpässen nicht stattfinden. 

b) Einladung zum Geschicklichkeitsfahren auf dem Gelände der Zimmerei Jägle am 
11.10.2025. 

c) Die gewünschte Aufkommensneutralität bei der Grundsteuerreform wurde erreicht. 
d) Kampfmittelsondierung in der Kirchstraße bis zur Bäckerei Baumert am Mittwoch, 

15.10.2025. Anlass sind geplante Bauarbeiten für die Wasserversorgung; Luftbilder 
weisen Bombenabwürfe im Zweiten Weltkrieg nach, daher ist eine vorsorgliche Absu-
chung vorgeschrieben. 

e) Die Verzögerungen beim Glasfaserausbau liegen an der Deutschen Glasfaser, die nicht 
genügend Arbeitskräfte bereitstellen kann. Die Situation ist in anderen Kommunen dra-
matischer. Aus der Mitte des Gemeinderates wird beantragt, eine Vertreterin bzw. ei-
nen Vertreter der Deutschen Glasfaser einzuladen, um die Problemlagen zu erläutern. 
Einige Bürger sind bereits angeschlossen. 

11.  Frageviertelstunde 

- Ein Vorentwurf der Eröffnungsbilanz liegt derzeit beim Beratungsunternehmen Schül-
lermann. Danach muss diese mit der GPA und Rechtsaufsicht abgestimmt werden. Am 
Ende wird die Eröffnungsbilanz (Stichtag 01.01.2020) dem Gemeinderat zur Beschluss-
fassung vorgelegt. 

- Der Notartermin zum Städtebaulichen Vertrag steht noch aus. Es gibt noch keinen Ter-
min zum Baubeginn. 

- Die Situation Panzerstraße–Schutterzellerstraße wurde in der Verkehrsschau bespro-
chen. Die Verkehrsschau ergab, dass bei unbegrenztem Budget eine Kreisverkehrsre-
gelung am sinnvollsten wäre. In der Verkehrsschau wird die in der Ortschaftsratssit-
zung diskutierte Variante 3 bevorzugt. Diese sieht eine Verkehrsinsel vor, damit der 
Radweg unterordnet ist. Zusätzlich ist eine Verschwenkung des Radwegs vorgesehen. 
Nun wird eine Skizze erstellt. Die Planungen werden dann im Ortschaftsrat vorgestellt. 

Die Sitzung wird um 20:15 Uhr von Bürgermeister A. Schröder geschlossen. 

Die Urkundspersonen Protokollführer / in 

 
 
Alexander Schröder, Bürgermeister 

 
 
Matthias Wiedemer 

 
 
Bodo Lange, Gemeinderat  

 
 

 
 
Sabine Fischer, Gemeinderätin 

 



S e i t e  | 11 

 


